Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1844 


Sachgebiet 611 


Vorblatt 


Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

(Antrag der Abgeordneten Dr. Evers, Dr. Pohle, 
Dr. Schmidt [Wuppertal], Höcherl, Dr. Schneider 
[Nürnberg] und Genossen) 


A. Problem 

Ein Teil der privaten Schulen und privaten Bildungseinridi- 
tungen unterliegt noch der Gewerbesteuer. Die übrigen Privat- 
sdiulen und die staatlichen Schulen sind dagegen gewerbe- 
steuerfrei. Eine gleichmäßige steuerliche Behandlung der priva- 
ten Bildungseinrichtungen ist bereits bei der Umsatzsteuer durch 
eine umfassende Umsatzsteuerbefreiung für alle privaten Bil- 
dungsleistungen vollzogen. Es erscheint konsequent und dring- 
lich, diesen ersten Schritt durch eine entsprechende Gewerbe- 
steuerbefreiung zu ergänzen. 


B. Lösung 

Die noch gewerbesteuerpflichtigen privaten Schulen und ande- 
ren allgemeinbildenden oder berufsbildenden Einrichtungen 
werden unter den gleichen Voraussetzungen, die für die Umsatz- 
steuerbefreiung gelten (§ 4 Nr. 21 UStG 1967), von der Ge- 
werbesteuer befreit. 


C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Der Gewerbesteuerausfall ist gering. Er dürfte 1 Million DM 
nicht übersteigen. 
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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Evers, Dr. Pohle, Dr. Schmidt (Wuppertal), 
Höcherl, Dr. Schneider (Nürnberg) und Genossen 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gewerbesteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 20. Oktober 1969 (Bimdesge- 
setzbl. I S. 2120), geändert durch das Gesetz über 
vordringliche Änderungen auf dem Gebiet des 
Steuerrechts {Steueränderungsgesetz 1971) vom 
23. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1856), wird 
wie folgt geändert: 

In § 3 wird hinter Ziffer 11 folgende Ziffer angefügt: 

„12. private Schulen und andere allgemeinbildende 
oder berufsbildende Einrichtungen, wenn sie 


mit ihren Leistungen nach § 4 Nr. 21 des Um- 
satzsteuergesetzes von der Umsatzsteuer be- 
freit sind, soweit der Gewerbebetrieb unmit- 
telbar dem Schul- und Bildungszwecfc dient." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. Es ist erstmals für den Erhebungs- 
zeitraum 1971 anzuwenden. 
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Begründung 


Privatsdiulen und sonstige private Bildungseinridi- 
tungen sind gewerbesteuerpfliditig, soweit sie nidit 
den Status der Gemeinnützigkeit haben oder in 
Form einer freiberuflichen Tätigkeit betrieben wer- 
den. Dieser Reditszustand erweist sich in zunehmen- 
dem Maße als unbefriedigend, weil die Gewerbe- 
steuerbelastung die Leistungsfähigkeit der privaten 
Bildimgsträger beeinträchtigt. Sie steht damit der 
Entwicklung eines modernen, den bildimgspoliti- 
sehen Anforderungen unserer Zeit genügenden Pri- 
vatschulwesens im Wege. Aus der gleichen Er- 
wägung hat der Gesetzgeber bereits eine umfas- 
sende Umsatzsteuerbefreiuimg für die privaten Bil- 
dungseinrichtungen eingeführt, die zusammen mit 
der Mehrwertsteuer am 1. Januar 1968 in Kraft ge- 
treten ist. Eine Gewerbesteuerbefreiung zugimsten 
der noch mit Gewerbesteuer belasteten privaten 
Bildimgsträger stellt eine konsequente Ergänzimg 
dieser Maßnahme dar. 

Die Zahl der gewerbesteuerpflichtigen Schul- und 
Bildungseinrichtungen ist relativ gering. Eine Ge- 
werbesteuerbefreiung würde daher nicht nur die 
Wettbewerbsgleichheit zwischen allen privaten Bil- 
dungsträgem herstellen, sondern gleichzeitig auch 
zur Erweiterung und Stärkung des privaten Bil- 


dungswesens beitragen. Allerdings muß die Erfül- 
lung des Bildungszwecks auch bei einem erwerbs- 
wirtschaftlich ausgerichteten Bildimgsträger voll ge- 
währleistet sein. Deshalb sieht der Antrag vor, dciß 
die Befreiimg von der Gewerbesteuer nur gewährt 
wird, wenn die betreffende Schule oder Einrichtung 
mit ihren Leistungen nach § 4 Nr. 21 UStG 1967 von 
der Umsatzsteuer befreit ist. Diese Befreiung er- 
streckt sich auf die Ersatzschulen im Sinne von Ar- 
tikel 7 Abs. 4 des Grundgesetzes und auf die sog. 
Ergänzungsschulen. Letztere sind nur dann von der 
Umsatzsteuer befreit, wenn die zuständige Landes - 
behörde die Tatsache einer ordnungsgemäßen Unter- 
richtsgestaltung nach bestimmten Kriterien beschei- 
nigt. Unter den gleichen Voraussetzungen soll auch 
die Gewerbesteuerbefreiung Platz greifen mit der 
Maßgabe, daß diejenigen Betriebsteile, die nicht un- 
mittelbar dem Schul- und Bildungszweck dienen 
(z. B. eine der Schule angeschlossene Kantine), ge- 
werbesteuerpflichtig bleiben. Die vorgeschlagene 
Gesetzesänderung ist nach Auffassung der Antrag- 
steller vordringlich und duldet keinen Aufschub bis 
zur Steuerreform. 

Der entstehende Gewerbesteuerausfall wird auf 
weniger als 1 Million DM veranschlagt. 
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